
Bundessozialgerichl' ' " “

Im Namen des Volkes
11/1 RA 196/63

Zugcstellt am
„Februar 1966

In dem Rechtssireif

'Bundesversicherungsanstalt für Angestellte,
Berlin 51, Ruhrstraße 2,

Beklagte und Revisionsklägerin,

gegen

beide wohnhaft in

Prozeßbevollmächtigte: .if
_?

' Li;

hat der 11. Senat des Bundessozialgerichts ohne münd—

liche Verhandlung nach 5 124 Abs. 2 in Verbindung mit

5 153 Abs“ 1 und @ 165 des Sozialgerichtsgesetzes am
19. Januar 1966 durch V

SenatspräSident
.

Dr. H a u e i s e n

*
—Vorsitzender-,

_
Bundesrichter S O n n e n b e r g

und Bundesrichter Dr„ B u s s ,
Bundessozialrichter VDr. B a u m a n n

und Bundessozialrichter B l o b e l

für Recht erkannt:

‚“Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 51. Mai 1963 und

des Sonialgerichts Lüneburg vom 26° September 1962 auf—

gehoben.

Die Klage wird abgewiesen„
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G r ü n d e :
...-.....— _-_-_—-— ___—_-

(

Der Ehemann und Vater der Klägerinnen, der Angestellte

_
P( # ALCWVTWNA(L.),verunglückte als Wehrpflichtiger im
Grundwehrdienst der Bundeswehr am 11° November 1960 tödlich°

Das Versorgungsamt-V« stellte fest, daß L. an den Folgen

einer Schädigung im Sinne des @ 80 des Soldatenversorgungs—

gesetzes (SVG) gestorben ist, es gewährte den Klägerinnen

Witwen— und Waisenrente seit dem 1. Dezember 1960°

Die Klägerinnen begehrten auch Hinterbliebenenrenten
aus

der Angestelltenversioherung des L.; Beiträge zur Ange—

stelltenversicherung sind für die Zeit vom 1. April 1957

bis zum 31. März 1960 von dem früheren Arbeitgeber des L.

und für die Zeit vom 4° April 1960 bis 11° November 1960‘

von der Standortverwaltung LÜMN* ! abgeführt werden°

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 10. August 1961 die
Gewährung von Witwenrente und Waisenrente ab, weil die '

Wartezeit von 60 Kalendermonaten nicht erfüllt sei und

auch nicht nach @ 29 Nr° 2 des Angestelltenversicherungs—

gesetzes — AVG— (idF vor dem Rentenversidherungs—Änderungs—

gesetz —RVÄndG—vom 9° Juni 1965) als erfüllt gelte; die

"Wartezeitfiktion" des @ 29 Nr. 2 AVG erfasse den Dienst in

der Bundeswehr nicht, weil er kein militärischer Dienst im

Sinne der 55 2 und 3 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) sei°

Das Sozialgericht (SG) Lüneburg hob den Bescheid der Be—

klagten auf und verurteilte die Beklagte, den Klägerinnen
Hintérbliebenenrenten ab 1. November 1960 zu gewähren

(Urteil vom 26. September 1962)„
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1 \‚e l

Die Berufung der Beklagten wies das Landessozialgerieht

(LSG) Niedersachsen durch Urteil vom 51° März 1963 mit der

Maßgabe zurück, daß die Vitwenrente — der Klägerin W
„„

K_„_„ die am 29. März 1963 wiedergeheiratet hat — mit Ab—

lauf des Monats März 1963 wegfällt.

Das LSG war ebenso wie das SG der Auffassung, @ 29 Nr. 2 AVG

idF vor dem RVÄndG erfasse sinngemäß auch den Dienst in der

Bundeswehr° Das LSG ließ die Revision zuo

Die Beklagte legte fristgemäß und formgerecht Revision ein;

sie beantragte,

die Urteile des SG Lüneburg vom

26. September 1962 und des LSG

Niedersachsen aufzuheben und die

Klage abzuweiseno

Sie rügte, das LSG habe 5 29 Nr. 2 AVG unrichtig angewandt.

Die Klägerinnen beantragten,

die Revision zurückzuweieen°

Mit Schreiben vom 4. August 1965 erkannte die Beklagte auf

Grund der Änderung des @29 Nr„_l AVGdurch das RVÄndG
vom 90 Juni 1965 (Art° 1 © 2 Nr„ 13) den Anspruch der
Klägerin Ute L° auf Waisenrente für die Zeit ab

1° Juli 1965 an°

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (55 124 Abs° 2, 153 Abs° 1,

165 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG—)O
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II

Die Revision der Beklagten iSt zulässig (5% 162 Abs. 1

Nr. 1, 164 SGG); sie ist auch begründet.

Streitig sind Ansprüche der Klägerinnen aus der Angestellten-
versicherung ihres am 11. November 1960 verunglückteh Ehe-.

mannes bzw. Vaters, und zwar der Anspruch der Klägerin

WÜ_—“_" K. auf Witwenrente bis zu ihrer Wiederverheiratung
(März 1963) und der Anspruch der Klägerin U “L. auf Waisen—

,rente für die Zeit vor dem1. Juli 1965. ' '

Da der Versicherte die Wartezeit von 60 Kalendermonaten
.nicht zurückgelegt hat (@ 40 Abs° 2 AVG), hängt die Ent— ‘

scheidung über die streitigen Ansprüche davon ab, ob die

Wartezeit nach 5 29 AVG als erfüllt gilt; Nach Nr.2 dieser
Vorschrift, die hier allein in Betracht zu ziehen ist, gilt

die Wartezeit als erfüllt, wenn ein Versicherter während '

oder infolge eines militärischen oder militärähnlichen

Dienstes im Sinne der 55 2 und 3 BVG, der auf Grund gesetz—
licher Dienst— oder Wehrpflicht ... geleistet worden ist,

berufsunfähig geworden oder gestorben ist. Die Voraus—

setzungen dieser Vorschrift sind hier nicht erfüllt. Der
Versicherte hat den Grundwehrdienst in der Bundeswehr, bei

dem er tödlich verunglückt ist, zwar auf Grund gesetzlicher

Dienst— oder Wehrpflicht, nämlich auf Grund des Wehrpflicht—

gesctzes vom 21. Juli 1956 geleistet, dieser Dienst ist-

aber kein militärischer oder militärähnlicher Dienst im

Sinne der 55 2 und 3 BVG° Der 4. Senat des Bundessozial—

geriehts (BSG) hat in seinem Urteil vom 29. April 1964
(BSG 21, 68) bereits entschieden, daß die Vorschrift des

$ 1252 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO), die dem
’$ 29 Nr. 2 AVG entspricht, den Dienst in der Bundeswehr nicht
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erfaßt. Er hat ausgeführt, das BVG erfasse nur Tatbestände,

die beim Brlaß des Gesetzes abgeschlossen gewesen seien oder

deren Ursprung — wie bei der Kriegsgefangensehaft - in der

Vergangenheit gelegen habe; Dienstverrichtungen in der spä—

teren Bundeswehr hätten außerhalb der Vorstellungswelt des

Gesetzgebers, der im Jahre 1950 das BVG erlassen hat, gele—

gen; auch die Änderungen des BVG, die nach der Schaffung der'

Bundeswehr ergangen seien, ließen nicht erkennen, daß das BVG

den Ausgleich ven Schäden, die auf den Dienst in der Bundes—

wehr zurückgehen, regeln solle; die Versorgungsregelung für

die Soldaten der Bundeswehr sei in einem — späteren — beson—

deren Gesetz, dcm Soldatenversorgungsgesetz, enthalten; nach
diesem Gesetz werde Versorgung gewährt "in entsprechender

Anwendung der Vorschriften des BVG, soweit in diesem Gesetz

— dem SVG — nichts anderes bestimmt ist" (5 80 SVG); wenn

aber der Wehrdienst in der Bundeswehr nicht von dem BVG er—

fa t werde, so falle er auch nicht unter @ 1252 Nr, 2 RVO

(@ 29 Nr° 2 AVG), weil diese Vorschrift nur auf das BVG,
nicht aber auf die Versorgungsregelung für die Bundeswehr
verweise; dem Gesetz sei nicht zu entnehmen, daß die durch

,
@ 1252 Nr, 2 RVO (@ 29 Nr° 2 AVG) angeführte rentenversiehef

>rungsreehtliehe Vergünstigung der alten Soldaten auch für

die Soldaten der Bundeswehr gelte°

Der 4, Senat hat auch geprüft, ob es auf einem Versehen des

Gesetzgebers der Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetze

beruhe, daß die während oder infolge einer Wehrdienst—

leistung in der Bundeswehr eingetretene Berufsunfähigkeit

(oder der Tod) nicht in die Fiktion der Wartezeiterfüllung

nach 5 7252 Nr, 2 RVG (@ 29 Nr° 2 AVG) einbezogen sei, und
ob deshalb insoweit eine Gesetzeslüeke vorliege, die vom

Richter auszufüllen sei; er ist zu der Auffassung gelangt,
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es sei nicht anzunehmen, daß das Geestz nur aus Versehen.

nicht aber bewußt, davon abgesehen habe, den Dienst in

der Bundeswehr in die Vergünstigung des @ 1252 Nr. 2 RVO
l(@ 29 Nr. 2 AVG) einzubeziehen; es sei daher insoweit weder

eine analoge Anwendung des 5 1252 Nr. 2 RVG (@ 29 Nr. 2 AVG)

. noch eine Fortbildung des Rechts durch abändernde Rechts—

findung zulässig."

Der erkennende Senat schließt sich nach erneuter Prüfung

der Rechtslage unter Berücksichtigung des Vorbringens der —7

-Klügerinnen der Rechtsauffassung des 4. Senats an.

"Daß die Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetze insoweit,

als sie in © 1252 Nr. 2 (5 29 Nr. 2 AVG) die Vergünstigung '
(Wertezeitfiktion) nicht auch auf die Soldaten der Bundes—

wehr ausdehnen, keine "unbeabsichtigte und der Ausfüllung '
fähigc Lücke” gelassen haben, ist auch dem RVÄndG vom
9. Juni 1965 zu entnehmen. ‚Auch nach diesem Gesetz ist der

fDienst in der Bundeswehr kein militärischer Dienst im Sinne
_

des BVG; es sind zwar die Vorschriften der 55 1252 Nr. 1 RVG

und 29 Nr. 1 AVG über die fiktive Erfüllung der Wartezeit .“

durch Art. 1 © 1 Nr. 16 und Art. 1 5 2 Nr. 13 RVÄndG über

den Fall des Arbeitsunfalls hinaus auch auf die Fälle aus-

gedehnt werden, in denen infolge einer Wehrdienstbeschädigung

in der Bundeswehr oder infolge einer Ersatzdienstbeschädiguhg

eine vorzeitige Erwerbsminderung bzw. der Tod eingetreten ist;

diese Ergänzung gilt aber nicht — wie es bei einigen anderen

Vorschriften des RVÄndG ausdrücklich bestimmt ist (vgl. Art.5

@ 10 Abs. 1 Buchst. & RVÄndG) — rückwirkend vom 1. Januar 1957.

an (dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Rentenversicherungs—

Neuregelungsgesetze), sie gilt vielmehr erst mit Wirkung vom

1. Juli 1965 (vgl. Art. 5 @ 10 Abs. 1 Buchst. e RVÄndG); nur
insoweit bezieht sie sich auf Versicherungsfälle, die vor

dem 1. Juli 1965, aber nach dem 51. Dezember 1956 eingetreten
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sind (vgi° Art. 5 5 4 Abs. 2 Buchst° a u. b RVÄndG)„ Wird
hiernach — wie es hier der Fall ist — durch das RVÄndG der

Anspruch auf eine Leistung erst begründet, so ist diese

Leistung frühestens vom 1° Juli 1965 an zu gewähren (Art° 5

5 6 RVÄndG)‚ Der Gesetzgeber selbst hat entschieden, von
welchem Zeitpunkt an Soldaten der Bundeswehr oder ihre Hin«

terbliebenen unter den erleichterten Voraussetzungen der

Wartezeiterfüllung einen Rentenanspruch aus der Rentenver—

sicherung haben; seine Regelung hält sich im Rahmen der ihm

zustehenden Gestaltungsfreiheit und läßt keine willkürliehe

Differenzierung erkennen; sie läßt es nicht zu, daß die

Wehrdienstbesehädigung nach 55 80, 81 SVG für die Wartezeit—

erfüllunnr schon für die Zeit 393 dem Inkrafttreten der Er—

gänzungsvorsehrift des Art. 1 @ 2 Nr° 13 einem Arbeitsunfall

im Sinne des 5 29 Nr° 1 AVG gleichgestellt wird°

Wenn der Gesetzgeber im Zuge einer allgemeinen "Überholung"

des Rechts der gesetzlichen Rentenversichérung nunmehr mit
der Einbeziehung der_Wehrdienstbesehädigung nach 55 80, 81

SVG und der Ersetzdienstbeéchädigung in die "Wartezeitfiktion"

eine ihm zweckmäßiger und gerechter erscheinende Lösung ge—
gwählt hat, so ergibt sich daraus nicht, daß die frühere Re—'

gelung grundgeset2widrig gewesen ist; es ist grundsätzlich
Sache des Gesetzgebers, den Zeitpunkt für die Beseitigung

von Härten durch Erleichterungen in den Anspruchsvoraus—

setzungen oder durch Leistungsverbesserungen zu bestimmen°

Es ist auch mit dem Gleichheitssatz (Art° 3 Abs„ 1 deS'
Grundgesetzes -GG—) vereinbar, daß der Gesetzgeber in der

Sozialversicherung neu eingeführte Erleichterungen von An—

spruchsvoraussetzungen oder Leistungsverbesserungen nicht

auch für die Vergangenheit wirksam werden läßt; die Fest—

legung eines Stiehtages für die von den Leistungsverbesse—

rungen erfaßten Tatbestände ist sachgerecht und entspricht

in der Regel dem Sinn und Zweck einer solchen Neuregelung

(vgl° u.a° BSG 11, 278, 287; 14, 95; 15, 46, 51)°
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Die streitigen Ansprüche, mit denen die Klägerinnen Renten

für die Zeit vor dem 1. Juli 1965 geltend machen, sind

somit nicht berechtigt. Die Revision der Beklagten ist
„

begründet°

Da das LSG und das SG von einer unrichtigen Rechtsauffassung

ausgegangen sind, sind diese Urteile aufzuheben; die Klage

ist abzuweiscnw

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 des

Sozialgerichtsgesetzes°
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